
großzügige staatliche Unterstützung für alleinstehende 
und kinderreiche Mütter und schlug selbst die finan­
zielle Hilfe aus.
Unter all diesen Umständen betrachtet, weist das Tö­
tungsverbrechen der Angeklagten keine Solchen Um­
stände auf, die außerdem die Anwendung des § 113 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB rechtfertigen. Auf der Grundlage 
des berichtigten Schuldausspruchs weist das Verbrechen 
der Angeklagten einen solchen Grad der Schuld und 
Gefährlichkeit auf, daß der Ausspruch der zweijährigen 
Freiheitsstrafe durch das Bezirksgericht — an den der 
Senat durch das Verbot der Straferhöhung (§ 285 StPO) 
gebunden ist — milde ist. Der Berufung war daher in 
ihrem Anliegen, eine niedrigere Strafe auszusprechen, 
der Erfolg zu versagen.

§9 121, 122, 115, 63 StGB.
1. Der Tatbestand der Vergewaltigung ist im Verhält­
nis zum Tatbestand der Nötigung zu sexuellen Hand­
lungen Spezialgesetz, sofern es sich um eine vollendete 
Vergewaltigung handelt.
Blieb die Vergewaltigung unvollendet oder handelt 
ein Mitangeklagter dabei als Anstifter oder Gehilfe, 
während die Nötigung zu sexuellen Handlungen in Mit­
täterschaft vollendet begangen wurde, so fehlt es an 
der völligen Übereinstimmung der Tatbestandsmerk­
male, die bei jeder Form der Gesetzeseinheit gegeben 
sein muß.
2. Eine Frau ist als unmittelbarer Täter oder Mittäter 
einer Vergewaltigung begrifflich ausgeschlossen. Sie 
kann — von dem Sonderiall der mittelbaren Täterschaft 
abgesehen — nur Beihilfe leisten.
3. Wird durch die Gewaltanwendung bei einer Verge­
waltigung oder bei Nötigung zu sexuellen Handlungen 
eine gesundheitliche Schädigung oder körperliche Miß­
handlung der Geschädigten verursacht, so liegt Tatein­
heit zwischen §§ 121 bzw. 122 und § 115 StGB vor.
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Die Angeklagten K. und W. sowie die Angeklagte J. 
hatten in einem Lokal die Zeugin R., die spätere Ge­
schädigte, kennengelernt. Sie luden diese ein, mit in 
die Wohnung des Angeklagten K. zu kommen, wobei 
W. beabsichtigte, dort mit ihr geschlechtlich zu ver­
kehren. Nach dem Genuß von Alkohol zog sich die An­
geklagte J. vollständig aus und forderte die Geschädigte 
auf, das gleiche zu tun. Da sich die Geschädigte wei­
gerte, wurde sie von K. und W. festgehalten, wäh­
rend die J. ihr die Kleidung auszog. Durch den Wider­
stand der Geschädigten erlitt die J. Verletzungen, wes­
halb sie auf die Geschädigte einschlug. Danach ver­
suchten zunächst W. und dann K. mit der Geschädig­
ten Geschlechtsverkehr auszuüben, wobei einer der bei­
den männlichen Angeklagten jeweils die Beine der Ge­
schädigten festhielt, während die Angeklagte J. die 
Arme und den Kopf umklammerte. Infolge sexuellen 
Unvermögens von W. und K. und wegen des heftigen 
Widerstandes der Geschädigten gelang es den Ange­
klagten nicht, Geschlechtsverkehr durchzuführen. Sie 
betasteten jedoch Brust und Geschlechtsteil der Ge­
schädigten. Währenddessen schlug die Angeklagte J. 
mehrmals auf die Geschädigte eiri, um sie gefügig zu 
machen. Auch nachdem die Männer von der Geschä­
digten abgelassen hatten, schlug die J. weiter.
Die Geschädigte erlitt Haematome und Kratzverletzun­
gen. Sie war neun Tage lang arbeitsunfähig.

Aus den G r ü n d e n :

Die Angeklagten K. und W. handelten in der Absicht, 
durch gemeinschaftliche Gewaltanwendung die Geschä­

digte zum außerehelichen Geschlechtsverkehr zu zwin­
gen. Dieses Vorhaben gelang ihnen nicht, weil sie zum 
Tatzeitpunkt zum Geschlechtsverkehr biologisch unfä­
hig waren und die Geschädigte starken aktiven Wider­
stand entgegensetzte.
Die Angeklagte J. unterstützte die beiden männlichen 
Angeklagten durch Teilnahme an der Gewaltanwen­
dung, die zum Teil in Form von Schlägen ausgeübt 
wurde. Auch nach Beendigung der versuchten Verge­
waltigung durch beide Männer hat die Angeklagte J. 
auf die Geschädigte eingeschlagen.
Die Angeklagten K. und W. haben sich somit, in Mit­
täterschaft handelnd (§ 22 Abs. 2 Ziff. 2 StGB), der ver­
suchten Vergewaltigung gemäß § 121 Abs. 1, Abs. 2 
Ziff. 1 und Abs. 4 StGB schuldig gemacht. Tateinheit­
lich stellt diese Handlung auch eine vollendete Nöti­
gung zu sexuellen Handlungen gemäß § 122 Abs. 1 und 
Abs. 3 Ziff. 1 StGB dar.
Die Bestimmungen des § 122 Abs. 1 und des § 121 Abs. 1 
StGB verhalten sich zueinander wie das Allgemeine 
zum Besonderen (lex specialis). Sämtliche Tatbestands­
merkmale des § 121 Abs. 1 StGB sind in § 122 Abs. 1 
StGB enthalten. Gleiches trifft auch auf die erschwe­
renden Fälle der genannten Rechtsnormen zu. Hinsicht­
lich des vollendeten Delikts scheidet somit beim Vor­
liegen der Voraussetzungen des § 121 StGB in allen 
möglichen Fällen eine Anwendung des § 122 StGB 
aus.
Dies trifft dann nicht zu, wenn die von § 121 StGB be­
schriebenen Straftaten unvollendet geblieben sind oder 
wenn sich ein Angeklagter an ihnen derart beteiligt, 
daß er als Anstifter oder Gehilfe in Frage kommt. Da 
es sich bei der Spezialität um einen Fall der Gesetzes­
einheit handelt, ist diese dann nicht mehr gegeben, so­
bald eines oder mehrere Tatbestandsmerkmale — auch 
die Stellung des Tatsubjekts (Anstifter oder Gehilfe) 
sowie das Stadium der Straftat gehören hierzu — hinzu­
getreten oder weggefallen sind und somit eine völlige 
Übereinstimmung des Tatbestandes, die inhaltlich bei 
jeder Gesetzeseinheit vorhanden sein muß, nicht mehr 
vorliegt.
Daher vermochte die Strafkammer zwar der Rechtsauf­
fassung der Verteidigung, daß es sich um einen Fall 
der lex specialis handelt, zu folgen; sie war jedoch 
nicht in der Lage, die von der Verteidigung daran 
geknüpften Folgen, wonach eine Anwendung des § 122 
Abs. 1 und Abs. 3 StGB auszuschließen wäre, zu akzep­
tieren.
Die Angeklagte J. hat sich der Beihilfe zur gemein­
schaftlich begangenen versuchten Vergewaltigung ge­
mäß § 121 Abs. 1, Abs. 2 Ziff. 1 und Abs. 4 StGB in Ver­
bindung mit 9 22 Abs. 2 Ziff. 3 StGB schuldig gemacht. 
Tateinheitlich ist sie auch der vollendeten gemeinschaft­
lich begangenen Nötigung zu sexuellen Handlungen 
gemäß § 122 Abs. 1 und Abs. 3 Ziff. 1 StGB schuldig.

Zunächst trifft auf die Tathandlungen der Angeklagten
J. das gleiche zu, was vorstehend zur Anwendbarkeit 
des speziellen Strafgesetzes dargelegt ist. Jedoch ist zu 
berücksichtigen, daß es sich bei der Vergewaltigung 
ebenso wie bei der Nötigung bzw. dem Mißbrauch zu 
sexuellen Handlungen um mehraktige bzw. zusammen­
gesetzte Delikte handelt. Das bedeutet, daß jeder Teil­
nehmer einer Straftat bereits dann als Täter zur Ver­
antwortung zu ziehen ist, wenn er wenigstens an einem 
Teil des mindestens aus zwei Teilen bestehenden mehr­
aktigen Delikts teilgenommen hat. Grundvoraussetzung 
ist jedoch, daß ein solcher Teilnehmer an einer 
Straftat über alle Eigenschaften verfügt, die ihn auch 
in die Lage versetzen würden, Alleintäter einer solchen 
Handlung zu sein.
Der Tatbestand des § 121 Abs. 1 StGB, der davon han-
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